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Bekanntmachungen der Departemente und der Ämter

Vernehmlassungsverfahren

Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement

Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs (SchKG)

Dieser Vorentwurf geht auf eine parlamentarische Initiative von Nationalrat Peter
Baumberger zurück und bezweckt folgende Änderung des SchKG: Die Prämien der
obligatorischen Unfallversicherung sollen künftig nicht mehr der Konkursbetreibung
unterliegen, sondern immer der Betreibung auf Pfändung - und zwar auch dann,
wenn sie nicht einer öffentlichrechtlichen Versicherung (der SUVA), sondern einer
privatrechtlichen Einrichtung geschuldet sind.

Vernehmlassungsfrist:  28. Februar 2001

Die Vernehmlassungsunterlagen können bezogen werden bei:

Bundesamt für Justiz, 3003 Bern, Tel. 031 322 47 97, Fax: 031 322 42 25
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